
 

Anlagebedingungen 

Änderung der Besonderen Anlagebedingungen zum 1. November 2024 

Die Deka Investment GmbH („Gesellschaft“) ändert mit Genehmigung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) mit 

Wirkung zum 1. November 2024 die Besonderen Anlagebedingungen („BAB“) für das von ihr verwaltete Wertpapierindex-

Sondervermögen „Deka Euro Corporates 0-3 Liquid UCITS ETF“ (ISIN: DE000ETFL532).  
 

Hintergrund der Änderung ist die Anpassung der erwerbbaren Vermögensgegenstände. § 1 Abs. 4, 5 und 6 BAB werden neu 

aufgenommen, wonach Investmentanteile, Derivate sowie Sonstige Anlageinstrumente für das Sondervermögen künftig nicht mehr 

erworben werden dürfen. Zudem wird § 1 Abs. 8 BAB neu aufgenommen, demzufolge für das Sondervermögen künftig keine 

Wertpapierpensionsgeschäfte getätigt werden dürfen. Ferner wird § 2 Abs. 3 BAB, wonach bis zu 10 % des Wertes des Sondervermögens 

in Bankguthaben angelegt werden darf, ersatzlos gestrichen. Darüber hinaus werden die bereits bestehenden Kostentatbestände an die 

geltenden „BaFin-Musterbausteine für Kostenklauseln offener Publikumsinvestmentvermögen (ohne Immobilien-Sondervermögen)“ 

angepasst. Des Weiteren wird § 6 Abs. 2 BAB, wonach dem Fonds für von Dritten in Rechnung gestellte Entgelte, für die Verwaltung von 

Derivate-Geschäften und deren Absicherung (sog. Collateral-Management) in Höhe von jährlich bis zu 0,10 % des durchschnittlichen 

Nettoinventarwertes des Sondervermögens in der Abrechnungsperiode, berechnet aus den Werten am Ende eines jeden Tages, belastet 

werden können, ersatzlos gestrichen. Dadurch verringert sich der Betrag, der jährlich aus dem Sondervermögen als Vergütung 

entnommen wird, von bisher 0,3238 % auf künftig 0,2238 % des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Sondervermögens. Zudem 

wird § 6 Abs. 5 BAB, wonach die Gesellschaft eine Vergütung für die Anbahnung, Vorbereitung und Durchführung von 

Wertpapierdarlehens- und Wertpapierpensionsgeschäften erhält, ersatzlos gestrichen. 
 
Schließlich werden redaktionelle Anpassungen vorgenommen. 
 
Die Änderungen der BAB sind nachfolgend abgedruckt. 
 

******** 
 
§ 1 BAB wird geändert und erhält folgenden Wortlaut: 
 
§ 1 Vermögensgegenstände 
 

1. Die Gesellschaft darf für das Sondervermögen folgende Vermögensgegenstände erwerben: 
a) Wertpapiere gemäß § 5 AAB, 
b) Geldmarktinstrumente gemäß § 6 AAB, 
c) Bankguthaben gemäß § 7 AAB. 

2. Die Auswahl der für das Sondervermögen zu erwerbenden Vermögensgegenstände ist darauf gerichtet, unter Wahrung einer 

angemessenen Risikomischung den Solactive Euro Corporates 0-3 Year Liquid EUR Index (Preisindex) nachzubilden. 

3. Gemäß § 11 i.V.m. § 4 Absatz 3 AAB dupliziert das Sondervermögen den Wertpapierindex direkt (physisch replizierend). 

4. Investmentanteile gemäß § 8 AAB dürfen nicht erworben werden. 

5. Derivate gemäß § 9 AAB dürfen nicht erworben werden. 

6. Sonstige Anlageinstrumente gemäß § 10 AAB dürfen nicht erworben werden. 

7. Abweichend von § 13 AAB dürfen für das Sondervermögen keine Wertpapierdarlehensgeschäfte getätigt werden. 

8. Abweichend von § 14 AAB dürfen für das Sondervermögen keine Wertpapierpensionsgeschäfte getätigt werden. 

 
******** 

 
§ 2 BAB wird geändert und erhält folgenden Wortlaut: 
 
§ 2 Anlagegrenzen  
 

1. § 11 AAB ist bei den Anlagegrenzen zu berücksichtigen. Nach § 209 KAGB können die in § 206 KAGB festgelegten Aussteller- und 

Anlagegrenzen überschritten werden, wenn dies zur Nachbildung des Solactive Euro Corporates 0-3 Year Liquid EUR Index 

(Preisindex) notwendig ist. 

2. Abweichend von § 11 Absatz 5 AAB dürfen bis zu 66 % des Wertes des Sondervermögens in Geldmarktinstrumenten gemäß § 6 

AAB angelegt werden.  

 
******** 
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§ 3 BAB wird geändert und erhält folgenden Wortlaut: 
 

§ 3 Anteilklassen  

 

Alle Anteile haben gleiche Rechte; verschiedene Anteilklassen gemäß § 16 Absatz 3 AAB werden nicht gebildet. 

 
******** 

 

§ 6 BAB wird geändert und erhält folgenden Wortlaut: 

 

§ 6 Kosten  
 

1. Die Gesellschaft erhält für die Verwaltung des Sondervermögens eine jährliche Vergütung in Höhe von bis zu 0,20 % des 

durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Sondervermögens in der Abrechnungsperiode, der aus den Werten am Ende eines jeden 

Tages errechnet wird. Die Vergütung wird monatlich anteilig erhoben. 

2. Die Verwahrstelle ist berechtigt, für ihre Tätigkeit eine jährliche Vergütung in Höhe von bis zu 0,0238 % des durchschnittlichen 

Nettoinventarwertes des Sondervermögens in der Abrechnungsperiode, der aus den Werten am Ende eines jeden Tages errechnet 

wird, mindestens aber jährlich 9.600,-- Euro, dies jedoch unter Beachtung von Abs. 3, zu entnehmen. Die Verwahrstelle ist 

berechtigt, hierauf monatlich anteilige Vorschüsse zu erheben. 

3. Der Betrag, der jährlich aus dem Sondervermögen nach den vorstehenden Absätzen 1 und 2 als Vergütung entnommen wird, kann 

insgesamt bis zu 0,2238 % des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Sondervermögens in der Abrechnungsperiode, der aus 

den Werten am Ende eines jeden Tages errechnet wird, betragen. 
4. Neben den vorgenannten Vergütungen können die folgenden Aufwendungen dem Sondervermögen belastet werden: 

a) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung ausländischer 
Vermögensgegenstände im Ausland;  

b) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- 
und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, Basisinformationsblatt); 

c) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und ggf. der 
Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des Auflösungsberichtes; 

d) Kosten der Erstellung und Verwendung eines vertraglich oder gesetzlich vorgesehenen dauerhaften Datenträgers, außer im 
Fall der Informationen über Verschmelzungen von Investmentvermögen und außer im Fall der Informationen über 
Maßnahmen im Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

e) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des Sondervermögens; 
f) Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die steuerlichen Angaben nach 

den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 
g) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für Rechnung des 

Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 
h) Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das Sondervermögen erhoben werden; 
i) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das Sondervermögen; 
j) Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit dem Erwerb und/oder der Verwendung bzw. Nennung eines Vergleichsmaßstabes 

oder Finanzindizes anfallen können (Lizenzkosten); 
k) Kosten, die im Zusammenhang mit der Herbeiführung, Aufrechterhaltung und Beendigung von Börsennotierungen der 

Anteile anfallen; 
l) Kosten für die Beauftragung von Stimmrechtsbevollmächtigten; 
m) Kosten für die Analyse des Anlageerfolges des Sondervermögens durch Dritte; 
n) Kosten, die anfallen im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(Transaktionskosten); 
o) Steuern, insbesondere Umsatzsteuer, die anfallen im Zusammenhang mit den vorstehend in Buchstaben a) bis n) und vom 

Sondervermögen zu ersetzenden Aufwendungen. 

5. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

offenzulegen, die dem Sondervermögen im Berichtszeitraum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen und Aktien im Sinne 

des § 196 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 

verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und 

Rücknahmeabschläge berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offenzulegen, die 

dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen (Kapital-) Verwaltungsgesellschaft oder einer anderen 

Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile oder Aktien berechnet wurde. 
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******** 

 
§ 7 BAB wird geändert und erhält folgenden Wortlaut: 
 

§ 7 Ausschüttung  
 

1. Die Gesellschaft schüttet grundsätzlich die während des Geschäftsjahres für Rechnung des Sondervermögens angefallenen und 

nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinsen und sonstigen Erträge – unter Berücksichtigung des zugehörigen Ertragsausgleichs – 

aus. Realisierte Veräußerungsgewinne – unter Berücksichtigung des zugehörigen Ertragsausgleichs – können ebenfalls zur 

Ausschüttung herangezogen werden. 
(…) 

4. Die Jahresendausschüttung erfolgt jährlich innerhalb von vier Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres. Zwischenausschüttungen 

sind zulässig. 

 
******** 

 
Die Überschrift des § 8 BAB wird geändert und erhält folgenden Wortlaut. § 8 BAB wird ergänzt und erhält folgenden Wortlaut. 
 
§ 8 Geschäftsjahr / Abrechnungsperiode 

 

Das Geschäftsjahr und die Abrechnungsperiode des Sondervermögens beginnen am 1. November und enden am 31. Oktober eines jeden 

Jahres.  

 
******** 

 
Sollten Sie mit den vorgesehenen Anpassungen nicht einverstanden sein, können Sie Ihre Anteile grundsätzlich jederzeit kostenfrei 
zurückgeben. 
 
Zum 1. November 2024 erscheint eine aktualisierte Ausgabe der Verkaufsunterlagen des OGAW-Sondervermögens, die bei der Deka 
Investment GmbH, Lyoner Straße 13, 60528 Frankfurt am Main auf Anforderung kostenfrei erhältlich sind oder unter www.deka.de 
kostenfrei zur Verfügung stehen. 

Frankfurt am Main, im September 2024 

Deka Investment GmbH 

Die Geschäftsführung 

 


